Deutsdier Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 2548 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 154. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 27. Juni 1956 


1. Abgeordneter 
Dr. Rinke 


2. Abgeordneter 
Dr. Rinke 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
vorbereitet, um eine strahlendosimetrische 
Überwachung der Bevölkerung zu sichern, 
und ist Gewähr dafür gegeben, daß für die 
Zivilbevölkerung in dieser Beziehung in der 
gleichen Weise gesorgt wird wie für die 
Angehörigen der Bundeswehr, für die, wie 
es auch bei den Streitkräften des Auslands 
üblich ist, ein strahlcndosimetrisches Über- 
wachungsverfahren cingeführt werden soll? 

Verfügt die Bundesregierung bereits über 
Planungs- und Forschungsergebnisse, die es 
gestatten, mit den praktischen Vorbereitungen 
auf diesem Gebiete unverzüglich zu beginnen ? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Ufi- 
Liquidationsausschuß durch Vertrag vom 
21. April 1956 in Düsseldorf die Ufa-Theater- 
Gesellschaft mit 48 Filmtheatern in Düsseldorf 
und den Ateliers in Berlin (Universum Film* 
AG Berlin) an eine Bankengruppe unter 
Führung der Deutsdien Bank AG West und 
der Berliner Diskonto-Bank zu einem Preis 
von 12,5 Millionen DM verkauft hat, ohne daß 
dem Erfordernis des Gesetzes vom 5. Juni 
1953 über die Abwicklung und Entflechtung 
des ehern, reichseigenen Filmvermögens, und 
zwar seines § 8 Abs. 3 über die angemessene 
Berücksichtigung der berechtigten Interessen 
der Heimat vertriebenen und Flüchtlinge, Rech- 
nung getragen wurde, obwohl auchMer Herr 
Bundeskanzler in seiner Erklärung vom 
7. Januar 1952 (Drucksache Nr. 2962 der 
1. Wahlperiode S. 10 Abs. 6) die Notwendig- 
keit der Berücksichtigung der heimatvertrie- 
benen Theaterunternehmer bei der Repriva- 
tisierung der Ufa verlangt hat? 


Drude: Budi<lruck«rei P«ter Meier, Buisdorl/Siegburg 
Mlelnvertrleb: Dr. Hans Heger, Bad GrOdesberg, Rbelrallee 20 
Telelon tSBl 



3. Abgeordneter 
Dr. Rinke 

4. Abgeordneter 
Sdineider 
(Bremerhaven) 


5. Abgeordneter 
Bock 


6. Abgeordneter 
Schmitt 

(Vockenhausen) 


7. Abgeordneter 
Dr. Stammberger 


8. Abgeordneter 
Dr. Arndt 


Ist der Bundesregierung weiter bekannt, daß 
der Liquidator der Ufi nach Abschluß des 
Vertrages vom 21, April 1956 ausdrücklich 
erklärt hat, mit der Entscheidung über den 
Verkauf der beiden Ufa-Nachfolgegesellsdiaf- 
ten sei das Ufi-Gesetzim wesentlichen erfüllt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
den begründeten Forderungen der Vertrie- 
benen und Flüchtlinge Rechnung zu tragen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zur inter- 
nationalen Fortbildung des Rechtes auf die 
Fleimat zu veranlassen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Forderung 
Berlins nach Errichtung des deutsdien Lang- 
wcllcnsenders in der Reichshauptstadt 7u 
unterstützen, und in welcher Form gedenkt 
sie dies zu tun? 

Hat der Herr Bundesminister für das Postr 
und Fernmelde wesen bei der Verschärfung 
der Bestimmungen für die Zulassung von 
Drucksachen, die sich daraus ergibt, daß im 
sogenannten Rotaprint verfahren hergestellte 
Zeitschriften nicht mehr zum Postzeitungs- 
vertrieb zugelassen werden, bedacht, daß da- 
durch in erster Linie kleinere Sportvereine 
betroffen werden, die sidi für die Gesund- 
heit der Jugend in uneigennütziger Weise 
erhebliche Verdienste erworben haben? 

Hat der Herr Bundesminister für Auswärtiges 
dem Herrn Bundespräsidenten vorgeschlagen, 
dem spanischen General Jose Maria Moscardo 
das Großkreuz des Verdienstordens der Bun- 
desrepublik mit Band und Stern zu verleihen? 

Welche gesetzgeberische Initiative gedenkt der 
Herr Bundesminister für besondere Aufgaben, 
Dr. Schäfer, nunmehr zu ergreifen, nachdem 
er sich jahrelang mit dem Problem des Mittel- 
standes als Sonder auf gäbe beschäftigt hat? 

Ist es richtig, daß bei dem Vortrag, den der 
Prä<;ident der Deutschen Akademie für Sprache 
und Dichtung, Hermann Kasack, im Goethe- 
Haus in Rom über Oskar Loerke hielt, kein 
Vertreter der Deutschen Botschaft in Rom an- 
wesend war? 

Was hat die deutsche Botschaft in Rom amt- 
lich unternommen, um den Aufenthalt Kasacks 
in Rom für den deutsch-italienischen Kultur- 
austausch fruchtbar werden zu lassen? 
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9. Abgeordneter 
Wittrodt 


10. Abgeordneter 
Rademadier 


11. Abgeordneter 
Rademadier 


12. Abgeordneter 
Funk 


13. Abgeordneter 
Wittrodt 


Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
daß eine Hausfrau nach geltendem Recht für 
eine Tätigkeit als Schöffin oder Geschworene 
nur einen Rechtsanspruch auf Erstattung der 
Fahrtkosten und Aufwandsentschädigung gel- 
tend machen kann, während Jedem anderen 
Berufstätigen daneben noch ein Anspruch auf 
Erstattung eines Verdienstausfalles zusteht? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Änderung 
der einschlägigen Vorschriften des Gerichts- 
verfassungsgesetzes vorzuschlagen ? 

Ist es rirbtig, daß der Leiter der Abteilung 
Straßenverkehr im Bundes verkehrsministefium 
sich dahingehend geäußert hat, daß 1958 die 
jetzt umlaufende Zahl von rund 15 000 Fern- 
verkehrskonzessionen auf 6 000 reduziert wer- 
den soll und deckt der Herr Bundesminister 
diese Absicht, falls diese Äußerung tatsächlich 
gemacht worden ist? 

Welche Gründe haben Vorgelegen, durch eine 
Änderung der Straßenverkehrsordnung § 12 
Abs. 3 und der Straßenverkehrszulassungsord- 
nung § 49 a Abs. 4 die Verwendung der so- 
genannten Lichthupe am Tage praktisch zu 
verbieten ? 

Was spricht für die Verhinderung des Einsatzes 
dieses auch im Ausland anerkannten Mittels 
zur Hebung der Flüssigkeit des Verkehrs? 

Ist die Bundesregierung bereit, der Möbelfa- 
brik Fey in Wiesentheid zu ihrer berechtigten 
Forderung gegenüber den amerikanischen Be- 
satzungstruppen zu verhelfen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglidikeit, 
in der Zwischenzeit der Firma Fey über die 
nicht durch ihre Schuld entstandenen wirt- 
schaftlichen Schwierigkeiten hinwegzuhelfen? 

Was gedenkt die Bundesregierung insbesondere 
zu tun, um die ausgestellte und bis jetzt ar- 
beitslose Belegschaft der Firma Fey in Stärke 
von rund 150 Mann wieder in Arbeit zu 
bringen? 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um in den Universitätsstädten die 
für die Studenten entstandenen Schwierigkeiten 
der Zimmerbeschaffung zu überwinden, die 
auf Grund des Zimmerbedarfs der Angehöri- 
gen der Bundeswehr bestehen? 
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14. Abgeordneter 
Faller 


15. Abgeordneter 
Amholz 


16. Abgeordneter 
Dr. Sdiellenberg 


17. Abgeordneter 
Dn Schellenberg 


18. Abgeordneter 
Dr. Schellenberg 


Hält die Bundesregierung Maßnahmen nicht 
gerade nach den Erfahrungen in Städten wie 
Bonn, Köln und Göttingen für erforderlich? 


Ist die Bundesregierung bereit, solange sie auf 
die Erhebung der Beförderungsteuer für aus- 
ländische Omnibusse nicht verzichten zu 
können glaubt, diese in einer Form zu erheben, 
die nirJit wie bisher lange zusätzliche Aufent- 
halte an der Grenze verursacht? Welche Maß- 
nahmen schlägt die Bundesregierung vor? 


Ist die von dem berüchtigten Generalbevoll- 
mächtigten für den Arbeitseinsatz, Sauckel, 
erlassene Anordnung zur Vereinheitlichung der 
Erziehungsbeihilfen und sonstigen Leistungen 
an Lehrlinge und Anlernlinge in der privaten 
Wirtschaft vom* 23. Februar 1943 (Deutscher 
Reichs- und Preußischer Staatsanzeiger Nr. 50 
vom 2. März 1943) noch insoweit in Kraft, 
daß die darin festgelegten Sätze der Erziehungs- 
beihilfen noch Rechtens sind? 

Hält die Bundesregierung bejahendenfalls diese 
Sätze noch für angemessen? 

Wenn nicht: welche Schritte hat sie bisher 
unternommen, diesen Vorwand, der manchen 
einer zeitgemäßen Regelung Widerstrebenden 
sehr gelegen ist, zu beseitigen, und sind un- 
verzüglich — ggf. welche — Schritte zu er- 
warten ? 


Warum wurde das vom Bundestag am 19. April 
1956 verabschiedete Gesetz über Krankenver- 
sicherung der Rentner nach Zustimmung des 
Bundesrates nicht im Laufe des Monats Mai 
verkündet, so daß die Rentner die Leistungs- 
verbesserungen vom 1. Juli 1956 an hätten 
erhalten können? 


Entspricht es den Tatsachen, daß die vom Sta- 
tistischen Bundesamt ermittelten durchschnitt- 
lichen Jahresarbeitsentgelte von denen des 
Regierungsentwurfes eines Rentenversiche- 
rungsgesetzes ab weichen ? 


Warum liegt der am 15. Dezember 1955 an- 
gekündigte Jahresbericht des Gesamtverbandes 
der Familienausgleichskji»n, der die Grund- 
lage für eine Neufassung der drei Kindergeld- 
gesetze bilden sollte, immer noch nicht vor? 
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19. Abgeordnete 
Frau Döhring 


20. Abgeordnete 
Frau Döhring 


2t. Abgeordnete 
Frau Hütter 


22. Abgeordneter 
Jahn (Fr^kfurt) 


23. Abgeordneter 
Rademacher 


24. Abgeordnete 

Frau Dr. Maxsein 


Hält es der Herr Bundesarbeitsminister für 
richtig, daß die Nachzahlung von Witwenrente 
ab 1. August 1955 dann verweigert wird, 
wenn eine krankenversicherungspflichtige Wit- 
we vor dem 1. August 1955 erkrankt war? 

Läßt es sich nach Auffassung des Herrn Bun- 
desarbeitsministers verantworten, daß diese 
Witwen, die ohnehin seit dem 1. Juni 1949 
benachteiligt sind, auf die Nachzahlung ihrer 
Witwenrente infolge rückwirkender Anwen- 
dung des § 1286 RVO bis zum Ablauf des 
Krankengeldes verzichten müssen? 

Ist dem Herrn Bundesfinanzminister bekannt, 
daß die Ausgleichsämter seit beinahe zwei 
Jahren auf die Riditlinien und Durchführungs- 
verordnung zur Erledigung von Feststellungs- 
verfahren bei Kriegssachgeschädigten warten, 
denen durch den Kriegsschaden sämtliche Unter- 
lagen verloren gegangen sind? 

Hat die Deutsche Bundesregierung etwas un- 
ternommen, um die Frage der noch festge- 
haltenen deutschen Kriegsverurteilten, die durdi 
die Rücktritte maßgeblicher Mitglieder des 
gemischten Gnadenausschusses noch immer 
ansteht, einer abschließenden Lösung zuzu- 
führen? 

Sind dem Herrn Bundesminister tür Ver- 
teidigung vom Vorstand der Deutschen Bun- 
desbahn zur Übernahme in den Dienst des 
Bundesministeriums für Verteidigung Beamte 
des höheren Dienstes angeboten worden? 

Ist dem Herrn Bundesminister für Verteidi- 
gung bekannt, daß es sich dabei um Beamte 
der ehemaligen deutschen Wehrmacht handelt? 
Aus welchem Grunde hat er es bisher ab- 
gelehnt, die bei der Deutschen Bundesbahn 
überzähligen Beamten des höheren Dienstes 
aus der früheren Wehrmacht zu übernehmen? 

Ist der Herr Bundesminister für Verkehr be- 
reit, nach geraumer Zeit festzustellen, in 
welchem Umfange die Länderregierungen 
Ausnahmegenehmigungen vom Sonntagsfahr- 
verbot der Lastkraftwagen über 7^/2 to zur 
Erfüllung der wichtigsten wirtschaftlichen Be- 
dürfnisse erteilen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um sicherzustellen, daß Abgeordnete des 
Deutschen Bundestages, insbesondere Berliner 
Abgeordnete, die bei ihren Reisen von Berlin 
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25, Abgeordneter 
Dr. Mommer 


26. Abgeordneter 

Dr. Menzel 


27, Abgeordneter 
Dr. Barsch 


28. Abgeordneter 
Dr. Barsch 


29, Abgeordneter 
Dr. Menzel 


30. Abgeordneter 
Maier (Freiburg) 


nach Bonn und zurück häufig auf den Luft- 
weg angewiesen sind, jederzeit einen Platz 
im Flugzeug erhalten, um ihren parlamenta- 
rischen Verpflichtungen im Bundestag nach- 
kommen zu können? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Fernsprech- 
verkehr von benachbarten Städten, die wirt- 
schaftlich eng zusammengehören, wie z, B. 
Stuttgart und Ludwigsburg, den Ortstarif 
einzuführen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die „Ver- 
einigung ehemaliger Legionäre” in Deutsch- 
land Büros zur Anwerbung für die franzö- 
sische Fremdenlegion unterhält und sich zur 
Tarnung in den Städten Baden-Baden, Berlin, 
Freiburg, Mainz und Tübingen anonymer 
Deckadressen bedient, z, B. in 
Berlin: A,A.L, - S,P. 55/15 - T.O,A. und 
Mainz: A.A,L, de Rhenanie - Palatinat - S.P. 

50347- TO. A,.BPM 525 
Warum hat die Bundesregierung gegen diese 
strafbaren Handlungen ausländischer Organi- 
sationen bisher nichts unternommen? 

Ist dem Herrn Bundesarbeitsminister bekannt, 
daß im Baugewerbe die Arbeitsschutz Vorschrif- 
ten in immer stärkerem Maße außer acht gelas- 
sen werden, und die Unfallquote ständig ge- 
wachsen ist? Welche Maßnahmen wird der 
Bundesarbeitsminisier ergreifen, um dieser 
Entwicklung Einhalt zu gebieten? 

Sind dem Herrn Bundesminister des Innern die 
Zustände auf dem Gebiet der Hcilmittcl- 
werbung bekannt und welche Maßnahmen 
hat er dagegen in Aussicht genommen? 

Ist dem Herrn Bundesarbeitsminister bekannt, 
in welchem Ausmaße die vom Bundestag mit 
der Vcrabsdiiedung des Gesetzes über das 
Kassenarztrecht vom 17. August 1955 be- 
schlossene Herabsetzung der sogenannten 
Verhältniszahl von 600 auf 500 bei den 
Ärzten und von 1250 auf 900 bei den Zahn- 
ärzten durch Neuzulassungen zur Kassen- 
praxis verwirklicht worden ist? 

Hat die Bundesregierung Berichte von den 
Wetterstationen über Verseuchungen der 
Atmosphäre mit radioaktiven Zerfallsproduk- 
ten als Folge der Atombombcncxplosionen in 
verschiedenen Teilen der Welt? 
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31. Abgeordnete 
Frau Nadig 


32. Abgeordnete 
Frau Nadig 


Bonn, den 22. Juni 


Ist die Bundesregierung bereit, die Bevölkerung 
in der Bundesrepublik über die Gefahren 
der radioaktiven Verseuchung aufzu klären? 

Weldie Schutzmaßnahmen sind vorgesehen 
für den Fall, daß deutsche Gebiete von 
radioaktiver Verseuchung betroffen werden 
und ist vor allem in naher Zukunft eine 
Atomschutz Verordnung zu erwarten? 

Hält es die Bundesregierung mit ihrem An- 
sehen und als Hüterin der Verfassung (Ar- 
tikel 3 GG) vereinbar, die Pressechefin der 
Stadt Frankfurt zu einem Empfang in Frank- 
furt (Main) zu bitten und sie gleichzeitig auf- 
zufordern, die Einladung nicht anzunehmen? 

Stimmt cs, daß diese Form der Einladung 
erfolgte, weil das Protokoll in Bonn bei 
diesem Empfang keine Damen zulassen wollte? 

Hat die Bundesregierung die Absicht, den 
Kindern, deren Müttern Angehörige fremder 
Truppen Gewalt angetan haben, Unterstützung 
zu gewähren? In wcldier Form gedenkt sie 
diese Frage zu lösen? 


1956 
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